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aushalten, auch wenn man einer Koalitionsfraktion an-
gehört.

(Beifall bei der LINKEN)

Sehr geehrter Herr Wendt, Ihre medialen Aktionen gegen 
eine Petition der Evangelischen Kirche zum Tempolimit 
auf Autobahnen waren kein gutes Aushängeschild für 
unseren Petitionsausschuss; denn Petentenschelte geht 
einfach gar nicht.

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich hoffe, dass solche Aktionen gegen Petenten in der 
Öffentlichkeit einmalig waren und dass wir zukünftig 
gemeinsam an der Erhöhung der Attraktivität und der 
Wirksamkeit der Arbeit unseres Ausschusses arbeiten 
und Petenten nicht verprellen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Petra Pau: 
Das Wort hat die Kollegin Corinna Rüffer für die 

Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Manfred Todtenhausen [FDP])

Corinna Rüffer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Demokraten 

und Demokratinnen! Ich möchte mich als Allererstes 
bedanken bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des 
Ausschussdienstes, die eine unglaubliche Arbeit machen. 
Alle, die ein bisschen mit dem Petitionswesen vertraut 
sind, wissen: Es gibt viel zu viel Arbeit für viel zu wenige 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Wir sollten nicht nur 
sonntags von der Wichtigkeit des Petitionswesens reden, 
sondern dafür sorgen, dass unsere Strukturen so ausge-
baut werden, dass wir vernünftig auf die Anliegen der 
Bürgerinnen und Bürger eingehen können.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
LINKEN)

Bedanken möchte ich mich auch ganz herzlich für die 
gute Zusammenarbeit mit den allermeisten Kolleginnen 
und Kollegen in diesem Ausschuss; es ist mir ganz wich-
tig, das zu sagen.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Aber wir wollen ehrlich bleiben. Ich möchte zum Aus-
druck bringen, dass ich mir wünsche, dass wir die Luft, 
die wir nach oben haben, tatsächlich konsequent nutzen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Der Petitionsausschuss ist – das muss man sagen – ein 
besonderer Ausschuss. Er arbeitet auf andere Art und 
Weise als andere Ausschüsse. Er ist ein Ausschuss, wo 
Parteiprogramme, wo Fraktionszwänge beiseitegelassen 

werden sollen. Unsere Aufgabe ist, auf die Anliegen der 
Menschen zu schauen, die sich an uns wenden, die sich 
häufig in prekären Situationen befinden und unsere Un-
terstützung brauchen. Aber leider wirkt der Ausschuss 
sehr häufig wie ein Regierungsausschuss, wo die Mehr-
heiten entscheiden, wo die Große Koalition auf ihrem 
Standpunkt beharrt und wo viel zu selten auf den Punkt 
geschaut wird, an dem wir gemeinsam aktiv werden 
müssten,

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

an dem wir im Zweifel in die Auseinandersetzung mit der 
Bundesregierung gehen müssten, um etwas zu bewegen. 
Das ist die Luft nach oben, die ich meine.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Es ist gar nicht so schwierig, über den politischen 
Schatten zu springen. Ich weiß, dass sich viele gerade in 
der SPD-Fraktion sehnlich wünschen, dass wir die Poten-
ziale ausschöpfen, die wir haben. Herr Todtenhausen, ich 
möchte Ihnen sagen: Es macht unheimlich viel Freude, 
mit Ihnen zusammenzuarbeiten. Sie sagen zum Beispiel 
solche Sätze: Ich habe mir das noch einmal angeschaut, 
und man kann den Grünen hier guten Gewissens zu-
stimmen. – Ihre Art, mit diesem Ausschuss umzugehen, 
führt dazu, dass ganz andere Konstellationen zustande 
kommen, dass Linke, FDP und Grüne zu gemeinsamen 
Positionen im Interesse der Bürgerinnen und Bürger in 
diesem Land finden. Herr Todtenhausen, Sie sollten stil-
bildend sein. Ich freue mich auch über Herrn Ebbing, 
ebenfalls ein neues Mitglied in diesem Ausschuss  – er 
ist nicht anwesend –, der einfach sagt: Ich finde dieses 
Thema so interessant; ich will eine Berichterstattung. Ich 
will mich damit vertieft auseinandersetzen. – Der Witz 
ist: Er tut es dann auch. Da überwinden wir Gräben. FDP 
und Linke können in diesem Ausschuss zusammenarbei-
ten. Warum sollten SPD und CDU/CSU diesem Beispiel 
nicht folgen? So könnten wir gemeinsam etwas in Bewe-
gung bringen; das wäre eigentlich unser Anliegen. Dann 
könnten wir stolz auf den Ausschuss sein, in dem wir alle 
gerne zusammenarbeiten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der FDP und der LINKEN)

Jetzt Spaß beiseite! Es ist nötig, dass wir eine ande-
re Form der Zusammenarbeit finden; denn dieser Aus-
schuss ist ein total wichtiges Mittel gegen den erstar-
kenden Rechtspopulismus und Rechtsextremismus in 
diesem Land, 

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN)

gegen eine Diskursverschiebung nach rechts, die wir 
alle seit Jahren erleben und von der wir wissen, dass sie 
stattfindet. Wir haben eine Antwort zu geben. Unser Pe-
titionsausschuss ist ein potenzieller Mutmacher. Er will 
Menschen Mut machen, mitzumachen, aktiv zu sein, Ge-
sellschaft zu gestalten. Er will Bürgerinnen und Bürger 
einbeziehen, sie schützen und sie stärken. Das ist eine 
Perle, mit der wir es hier zu tun haben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Kersten Steinke
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Das Grundrecht in Artikel 17 des Grundgesetzes gilt 
für jeden, unabhängig von Geschlecht und Hautfarbe. Ob 
ich Geld habe oder nicht, spielt hier keine Rolle. Jeder, 
der für Gerechtigkeit in diesem Land kämpfen möchte, 
ist aufgefordert, das Recht in Artikel 17 wahrzunehmen. 
Damit sind Artikel 17 und der Petitionsausschuss an sich 
ein natürliches Mittel gegen Hass, Hetze und Ausgren-
zung; das sollten wir uns deutlich machen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD, der FDP und der LINKEN)

Genau deshalb dürfen wir nicht zulassen, dass Spalter 
und Populisten das Petitionsrecht für sich instrumenta-
lisieren

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und der LINKEN)

und letztendlich das Vertrauen in die Demokratie aufs 
Spiel setzen. Es geht hier also um etwas ganz Elementa-
res. Wir reden nicht leichtfüßig über einen Jahresbericht; 
wir reden über etwas sehr Elementares.

Wir haben Versuche erlebt, diese Instrumentalisierung 
durchzuziehen, und das hat zum Teil ja auch geklappt. 
Ich zitiere aus einem Artikel über den UN-Migrations-
pakt. 

Vizepräsidentin Petra Pau: 
Frau Rüffer, gestatten Sie eine Frage oder Bemerkung 

des Abgeordneten Hebner?

Corinna Rüffer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Nein. – „All das begann im Frühjahr 2018 im Büro des 

AfD-Bundestagsabgeordneten Martin Hebner“, heißt es 
in einem Artikel im Berliner „Tagesspiegel“ mit dem Ti-
tel „Wie gefährlich ist rechte Desinformation im Netz?“ 
vom 14. April 2019, den ich allen empfehle zu lesen, die 
es noch nicht getan haben. Herr Hebner ist heute hier. Er 
ist Mitglied des Petitionsausschusses. Aus seinem Büro 
heraus wurde diese Petition, diese Kampagne der AfD 
lanciert. Sie hat Zweifel gesät und Falschnachrichten ge-
sendet; sie hat den gesamten Diskurs vergiftet. 

Am Ende des Artikels heißt es – das möchte ich gerne 
noch zitieren; ich komme zum Ende –:

Und es geht keineswegs nur um bloße Worte, denn 
diese können schnell zu Waffen werden. Als Mitte 
März ein Mann im neuseeländischen Christchurch 
50 Muslime erschießt, steht auf seiner Maschinen-
pistole: „Hier ist euer Migrationspakt“.

Und jetzt wisset, womit wir es zu tun haben. Das hier 
ist kein Spaß. Wir müssen um unsere Demokratie kämp-
fen.

Herzlichen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der LINKEN sowie bei Ab-
geordneten der CDU/CSU und der FDP)

Vizepräsidentin Petra Pau: 
Kollege Henrichmann, einen kleinen Moment Geduld, 

bitte.  – Zu einer Kurzintervention hat der Abgeordnete 
Hebner das Wort.

Martin Hebner (AfD): 
Frau Rüffer, herzlichen Dank für die Erwähnung mei-

nes Namens. Ich finde es herzallerliebst, dass Sie mich 
in einen Kontext mit einem Attentäter in Neuseeland 
gesetzt haben. Ich finde das in dem Falle eine sehr inte-
ressante Kombination. Ich weiß nicht, ob Sie damit alle 
Regierungen, zum Beispiel von Österreich, von Italien 
und anderen Ländern, die sich gegen den Globalen Pakt 
für Migration ausgesprochen haben, auf die Liste der At-
tentäter in Neuseeland setzen. 

(Zuruf von der SPD: Sie hat zitiert!)

Wenn Sie das tun, ist das eine sonderbare Auffassung 
von Demokratie. Man kann ja einen Pakt, der angebo-
ten wird, der zur Diskussion steht, auch ablehnen. Oder 
sehen Sie es als Zwang an, dass ihn jeder annimmt, und 
verunglimpfen Sie jeden, der das nicht tut? 

Im Übrigen möchte ich auf eines hinweisen: Sie haben 
eine eigenartige Art und Weise von Demokratieverständ-
nis. Sie sagen, von Ihnen würden alle Anträge, die in den 
Petitionsausschuss kommen, entsprechend geprüft; Sie 
motivieren auch dazu. Wie kann es dann sein, dass Sie 
Anträge, die nicht in Ihr Weltbild passen, zum Beispiel 
Anträge zum Globalen Pakt für Migration – dazu lagen 
19 Anträge von vielen Personen vor –, pauschal einfach 
als Dreck bezeichnen? Wie kann es sein, dass Sie so pau-
schal mit Bürgern umgehen? Entspricht das Ihrem Ver-
ständnis von Demokratie? 

(Widerspruch beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Sie diskreditieren Bürger, Sie verunglimpfen und be-
schimpfen Leute und stellen alle, die nach Ihrer Meinung 
nichts sind, in die Reihe von Attentätern. Das ist geistige 
Brandstiftung, und das ist es, was unser Land massiv ge-
fährdet. 

(Dr. Franziska Brantner [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das sagt ja der Richtige!)

Das kann so nicht weitergehen. Die Art und Weise Ihres 
Tons, Frau Rüffer, ist nicht akzeptabel.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Petra Pau: 
Sie haben das Wort zur Erwiderung.

Corinna Rüffer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Hebner, ich habe überhaupt keine Lust, auf Sie 

einzugehen, 

(Karsten Hilse [AfD]: Dann machen Sie es 
doch nicht!)

weil ich mich Wochen und Monate mit Ihnen beschäfti-
gen musste. Das ist überhaupt nicht zielführend. 

Corinna Rüffer
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Ich möchte hier alle noch einmal darauf hinweisen: 
Ich habe aus einem Artikel zitiert. Wenn Sie ihn nicht 
gelesen haben, sollten Sie das tun; denn in dem Artikel 
werden auch Sie zitiert und als geistiger Brandstifter 
entlarvt. Der Artikel ist am 14. April 2019 im Berliner 
„Tagesspiegel“ unter dem Titel „Wie gefährlich ist rechte 
Desinformation im Netz?“ erschienen. Ich rechne nicht 
damit, dass Sie irgendetwas daraus gelernt haben. Sie ha-
ben sich bis heute nicht entschuldigt für das Unheil, das 
Sie angerichtet haben. 

(Dr. Alexander Gauland [AfD]: Um Gottes 
willen! Das fehlt gerade noch!)

Sie haben viele Menschen in der Verwaltung hier zutiefst 
in die Bredouille gebracht. Sie wissen ganz genau, was 
Sie getan haben. 

(Andreas Mattfeldt [CDU/CSU], an den Abg. 
Martin Hebner [AfD] gewandt: So geht man 
mit Mitarbeitern des Ausschussdienstes nicht 
um, ganz eindeutig! Das war eine Unver-
schämtheit, und das bleibt es auch!)

Wenn Sie das bis heute nicht einsehen, dann haben Sie 
null Unrechtsbewusstsein und aus meiner Sicht in diesem 
Hohen Haus überhaupt nichts verloren. 

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN, 
bei der CDU/CSU, der SPD, der FDP und der 
LINKEN)

Vizepräsidentin Petra Pau: 
Ich bitte jetzt, die notwendige Aufmerksamkeit her-

zustellen, damit wir die Debatte zum Tätigkeitsbericht 
des Petitionsausschusses fortsetzen können. Dazu hat 
nun der Abgeordnete Marc Henrichmann für die CDU/
CSU-Fraktion das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Stefan Schwartze [SPD])

Marc Henrichmann (CDU/CSU): 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen! Liebe Kollegen! 

Liebe Besucher! Das gute Klima im Petitionsausschuss 
und das Miteinander, losgelöst von den parteipolitischen 
Unterschieden, ist hier schon diverse Male gelobt wor-
den, und ich kann das auch nur unterstreichen. Was ich 
aber bemerke, ist, dass der ein oder andere dann, wenn 
Arbeit ansteht und die Kameras im Ausschusssaal aus 
sind, hier anders argumentiert als dort und hier mächtig 
aufdreht. Nachdem ich hier gerade vom Altparteienduk-
tus, Sätze wie „Merkel muss weg!“ und so einen Senf 
gehört habe, frage ich mich schon, ob das die gleichen 
Menschen sind. Aber gut, das muss jeder für sich selbst 
beurteilen.

Bürgerbeteiligung, Briefe, Mails, Anrufe, Bürger-
sprechstunden kennt jeder von uns aus den Wahlkreisen; 
das ist bekannt. Aber gerade jetzt, wo 70 Jahre Grundge-
setz zu feiern sind, ist vielleicht der richtige Anlass, das 
Instrument der Petitionsmöglichkeit in den Fokus zu rü-
cken. Artikel 17 Grundgesetz und dessen besondere Stel-
lung machen deutlich, worum es hier geht: Es ist ein Je-
dermannsrecht. Unabhängig von Nationalität, Herkunft, 

Hautfarbe, Sprache kann jeder eine Petition stellen und 
sein Anliegen übermitteln, und er hat die Gewissheit, im 
Petitionsausschuss gehört zu werden. Jede Eingabe wird 
bearbeitet. Jeder bekommt ein Feedback. Die zuständi-
gen Ministerien werden eingebunden. Ich glaube, das ist 
ein gutes Instrument, wirklich tiefgründig Probleme an-
zugehen. Ganz häufig erledigen sich Anfragen schon im 
Vorfeld, indem man nämlich auf Rechtsmittelmöglich-
keiten hingewiesen wird. Aber selbst diejenigen, die es 
sich zur Aufgabe gemacht haben, häufiger Petitionen zu 
schreiben, deren Name dann schon bekannt sind – „Ach, 
der oder die schon wieder!“ –, werden mit ihrem Anlie-
gen nicht alleingelassen. 

Wir werden unterstützt durch entsprechende Stellung-
nahmen aus den Fachministerien. Auch dafür möchte ich 
einmal herzlichen Dank sagen; das erleichtert nämlich 
die Arbeit ungemein. Auch zu erwähnen sind die Reisen, 
die Ortstermine, die „Mühe“ – in Anführungsstrichen –, 
die sich die Beteiligten auferlegen, um eine Lösung im 
Sinne der Petenten zu finden.

Bei manchen Petitionen haben wir es auch mit inten-
siven Beratungen im Ausschuss zu tun – vieles ist ange-
klungen – oder auch mit Berichterstattergesprächen, wo 
Vertreter der einzelnen Fraktionen zusammensitzen und 
in der Regel zielgerichtet überlegen: Wie kann ich dem 
Petenten bzw. der Petentin mit seinem bzw. ihrem Anlie-
gen helfen? 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Das ist eben keine Parteipolitik. Das Finden von Lösun-
gen steht im Mittelpunkt, und deswegen schließe ich 
mich ausdrücklich dem Dank an das Ausschusssekretari-
at, an die Mitarbeiter in den Büros, die sicherlich manch-
mal mehr Arbeit leisten als wir Abgeordnete – sie über-
nehmen nämlich die Vorbereitung der Petitionen –, aber 
auch an die Referenten in den Fraktionen an. Für all das 
sage ich Danke. Gemeinsam sorgen wir dafür, dass der 
Mensch im Mittelpunkt steht, und das sollte das Anliegen 
im Petitionsausschuss sein und bleiben.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und der 
FDP)

Ein Beispiel, das der Vorsitzende erwähnte und das 
auch mir nicht aus dem Kopf geht, ist das Terminser-
vice- und Versorgungsgesetz. Was haben wir im Vorfeld 
nicht alles gelesen! Die einen wollten für die Versorgung 
kämpfen. Die anderen haben befürchtet, das Gesund-
heitssystem breche zusammen, die Versorgung psychisch 
kranker Menschen, die auf Hilfe angewiesen sind, gehe 
vor die Hunde. Dann war es doch beeindruckend, zu se-
hen – Gesundheitsminister Jens Spahn war in der Anhö-
rung selber anwesend –, dass nach intensiver Diskussion 
mit der Petentin diese zum Schluss sagte: Mensch, wir 
sind ja gar nicht so weit auseinander. – Ich glaube, wir 
sollten öfter innehalten und uns fragen: Übertreiben wir 
nicht in der Außendarstellung, auch in dem Hype, den wir 
bei manchen Themen erzeugen? Im Kern geht es doch al-
len Beteiligten immer um die Sache. Auch dem Minister 
war in diesem Fall daran gelegen, eine Lösung zu finden. 
217 000 Mitzeichner hatte diese Petition. Ab 50 000 Mit-
zeichnern findet eine öffentliche Beratung statt. Es war 
schön, zu sehen, dass alle Petenten die Rückmeldung be-

Corinna Rüffer


